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Staatskontrolle und Selbstzensur
nehmen zu

Mit rasant steigenden Nutzer*innenzahlen digitaler Angebote wachsen auch die Herausforderungen
für Medienschaffende. © Bryon Lippincott, Flickr, CC BY-NC-ND 2.0

Kambodscha brauche ‚mutige Investitionen‘, damit Medienschaffende unabhängig arbeiten könnten,
sagt James Gomez, Regionaldirektor des Asia Centre. Internationale Organisationen sollten genau
hinschauen, wen sie im Land unterstützen.

südostasien: Vor welchen Herausforderungen steht die kambodschanische
Medienlandschaft derzeit?
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James Gomez: Aktuelle Untersuchungen deuten darauf hin, dass die Zahl der Medienunternehmen
abnimmt und der Raum für freien Journalismus schrumpft, vor allem aufgrund verstärkter digitaler
Kontrollmaßnahmen und einer Verlagerung in den Online-Bereich. Eine der größten
Herausforderungen für Journalist*innen ist die Anwendung von ‚Fake News‘- Gesetzen gegen sie.
Diese wurden in den letzten zwei Jahren zu einem ernsten Problem, weil Journalist*innen die
Misswirtschaft der Covid-19-Politik ins Rampenlicht gerückt haben. ‚Fake News‘-Bestimmungen
wurden in Strafgesetze, Gesetze über Computerkriminalität, Desinformationsgesetze und
Notstandsgesetze aufgenommen, um Journalist*innen und Medienorganisationen zu verfolgen.

Unser Interviewpartner:
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Dr. James Gomez ist Regionaldirektor des Asia Centre und beaufsichtigt derzeit die
Aktivitäten in Thailand und Malaysia sowie die Partnerschaften des Zentrums in anderen
Teilen Südostasiens. Er hat zuvor mehr als 25 Jahre in führenden Positionen an
Universitäten, Think-Tanks, zwischenstaatlichen Einrichtungen und
Nichtregierungsorganisationen gearbeitet.

Im Vergleich zu anderen Nachbarländern ist die Situation in Kambodscha katastrophal, da viele
unabhängige Medien seit 2018 geschlossen sind. Noch vor wenigen Jahren war die
kambodschanische Medienlandschaft verhältnismäßig vielfältig. Doch durch den anhaltenden Druck
auf Medienhäuser stehen Kambodschaner*innen nun weniger unabhängige Quellen zur Verfügung,
um Informationen zu überprüfen.

Die andere, oft nicht beachtete, Dimension ist das Mediengeschäft. Oft ist es der Staat, der das
meiste Geld für Medienproduktionen bereitstellt. Es liegt im Interesse der Regierung, solche
Einrichtungen entweder direkt oder indirekt zu finanzieren, um sie unkritisch zu halten und
regierungsnahe Darstellungen zu fördern.

Wie können die verbliebenen unabhängigen Medien unter diesen Umständen arbeiten?

Nicht von der Regierung finanzierte Medien werden oft mit Geldern aus der internationalen
Entwicklungshilfe unterstützt, da sie sich meist nicht selbst tragen können. Darüber hinaus tragen
ein gewisses Maß an Freiwilligenarbeit und internationale Journalist*innen, die für einheimische
Gehälter arbeiten, indirekt zum Erhalt dieser Medien bei. Es werden Schulungen und
Auslandsstipendien angeboten, die die unabhängige Medienlandschaft zusätzlich unterstützen.

https://asiacentre.org/


Starke Repressionen gegenüber freier Berichterstattung stehen der
Selbstdarstellung Kambodschas als offenes, aufstrebendes Land
entgegen, das zu Anlässen wie dem ASEAN Gipfel gepflegt wird. ©
Simon Kaack

Allerdings werden Medienschaffende in Kambodscha zunehmend rechtlich verfolgt. Aufgrund
verschärfter Gesetze und Maßnahmen gegen Medienbesitzer*innen, sowohl kambodschanische als
auch ausländische, kommt es häufig zu Gefängnisstrafen. Dies verstärkt die Angst in der
kambodschanischen Medienlandschaft, aber auch in zivilgesellschaftlichen Organisationen, bei
Rechtsanwält*innen und anderen. Das Ergebnis ist ein Verhalten, das sich auf Selbsterhaltung
konzentriert. Viele ziehen es vor, ’neutral‘ zu sein, trotz grober Rechtsverletzungen. Andernfalls
würden diese Einrichtungen keine Gelder, Zuwendungen oder Spenden erhalten oder gar tätig
werden dürfen.

Hinzu kommt, dass einige Medien ihren Fokus zunehmend einschränken. Oft geht es hierbei nicht
mehr um den Inhalt, sondern darum, Medienkonsument*innen mit Lifestyle und Unterhaltung auf
der Plattform zu halten. Dies ist jedoch keine nachhaltige Art, Journalismus zu gestalten. Vielmehr
müssten nachhaltige Finanzierungslösungen erforscht werden. Diese können von Abonnements über
Werbeeinnahmen wie bei Google oder YouTube bis hin zu Einnahmen aus Medienberatungsdiensten



reichen. Eine weitere Option ist der Aufbau eines digitalen Produktionshauses, das digitale Inhalte
für Kund*innen entwickelt.

Wann begann die Selbstzensur, die Sie schildern?

Die genannten Entwicklungen haben sich über einen langen Zeitraum hinweg vollzogen. Dies
begann mit einer Reihe repressiver Gesetze, die einen Welleneffekt in der Zivilgesellschaft
auslösten. Dies trug sich über einen Zeitraum von etwa zehn Jahren zu. Aber auch die
internationalen Partner sind oft Teil des Problems. Internationale Organisationen fangen teilweise
an, sich ähnlich eingeschränkt zu äußern. Auch sie ziehen es vor, eine ’neutrale‘ Haltung
einzunehmen, und schließen Partnerschaften mit Oppositionsgruppen oft automatisch aus, weil sie
sonst als Verbündete von diesen wahrgenommen würden. Manchmal bieten sie zumindest an,
informell mit diesen Gruppen zusammenzuarbeiten, was eine Möglichkeit ist, die Risiken einer
Zusammenarbeit zu mindern.

Was bezwecken medienpädagogische Einrichtungen in diesem Kontext?

Kooperationen und Schulungen mit Bildungseinrichtungen wie der
auf Digitales fokussierten Norton Universität bergen oft das Risiko
starker Regierungskontrolle. © Simon Kaack

Entwicklungsgelder, die früher für Medieninstitutionen vorgesehen waren, werden jetzt
hauptsächlich an Medienbildungseinrichtungen weitergeleitet. Diese tragen ebenfalls zu einer
konservativeren Haltung bei, da Bildungseinrichtungen und ihre Leiter*innen oft vorsichtig sind und
keine Risiken eingehen wollen. Es ist nicht ungewöhnlich, dass Dozierende in Medienprogrammen
Studierende anweisen, nicht zu kritisch oder zu neugierig zu sein, insbesondere bei Themen mit
politischer Dimension. Medienbildungseinrichtungen sollen aber kritische Köpfe ausbilden und
alternative Medien stärken. Wenn genau diese Einrichtungen die Selbstzensur von Inhalten fördern,
besteht ein ernstes Problem.

Es handelt sich um eine Kontrollstruktur, denn die Medienbildungseinrichtungen müssen zentral an
die zuständigen Ministerien berichten, deren Beamt*innen selbst unter Druck stehen. Und die



Leiter*innen dieser Einrichtungen sind zunehmend Einheimische, die das Risiko scheuen. Das
autoritäre Regime funktioniert, weil es einflussreiche Schlüsselpositionen mit Loyalist*innen, oft
Familienmitgliedern, besetzt, denen es politisch vertrauen kann.

Wie tragen deutsche Entwicklungsprojekte zu derartigen Entwicklungen bei?

Internationale Organisationen wie die aus Deutschland, die diese Organisationen finanzieren, sollten
darüber nachdenken, ob ihre Arbeit effizient ist. Insbesondere, ob das Geld der deutschen
Steuerzahlenden eingesetzt wird, um freie Medien zu fördern. Die Deutschen müssen sich fragen:
Stehen die Organisationen, die sie mit ihren Steuergeldern finanzieren, auf der richtigen Seite?
Sollen sich diese Organisationen nur auf die Wirtschaft konzentrieren und die bürgerlichen und
politischen Rechte, insbesondere in den Medien, vergessen? Die deutschen Institutionen sind sehr
fortschrittlich, was die Programmgestaltung angeht. Die Verantwortlichen sind es jedoch oft nicht,
sondern eher konservativ. Die deutschen Steuerzahlenden müssen verstehen, wie ihre deutschen
Institutionen, die mit ihrem Geld finanziert werden, vor Ort arbeiten.

Was sind innovative Ansätze zur Medienförderung in Kambodscha?

Der Ansatz muss prinzipienfest sein; der Dialog ist wichtig, ohne Kompromisse bei zentralen Werten
einzugehen. Deutschland schickt Kriegsschiffe in die Region. Gleichzeitig fließen Gelder in
Institutionen, die nicht funktionieren und fast als Verschwendung bezeichnet werden können. Wenn
Deutschland Teil des globalen Dialogs sein will, müssen diese Werte im Mittelpunkt stehen. Es gibt
hier eine natürliche Erwartung, dass die europäischen Länder für Demokratie und Menschenrechte
eintreten werden. Ich plädiere nicht dafür, Länder wie Kambodscha im Stich zu lassen; das wäre ein
Problem. Sich zu engagieren ist wichtig, aber es muss ganzheitlich geschehen. Wenn wir uns mit
Leuten zusammentun, die grundsätzliche Werte nicht einhalten, wenn wir uns mit einer
konservativen Institution zusammentun, warum geben wir dann Geld dorthin? Das hat oft auch mit
individuellen Karriereaussichten zu tun.

Weitere Informationen über die digitale Pressefreiheit in Kambodscha und anderen
südostasiatischen Ländern finden sich in dem kürzlich veröffentlichten vergleichenden Bericht des
Asia Centre: „Media Freedom in Southeast Asia. Aufhebung restriktiver Gesetze, Stärkung des
Qualitätsjournalismus„.

Einen ausführlichen Bericht der Stiftung Asienhaus und des Cambodian Center for Human Rights
über die Internetzensur in Kambodscha durch die vorgeschlagene Einrichtung eines National
Internet Gateway findet sich hier

Europa in Asien zu präsentieren, ist derzeit sehr beliebt, aber entscheidend dabei sind die Werte.
Die deutschen Institutionen haben oft die Werte aus dem Spiel genommen. Als Folge dessen fehlen
Alleinstellungsmerkmale. Ich denke, dass sich die Menschen in Deutschland dessen bewusster
werden und Dialoge zu diesen Entwicklungen führen müssen. Viele Kambodschaner*innen bitten in
Gesprächen um Hilfe, mit ihrer Regierung umzugehen. Sie erwarten, dass Kräfte von außen etwas
für sie tun. Auch diese Abhängigkeit muss sich ändern; die Menschen müssen erkennen, dass sie auf
sich selbst angewiesen sind. Internationale Partnerschaften werden sich dann ändern, wenn die
Einheimischen die Macht haben, etwas zu ändern. Von der jetzigen Regierung abhängig zu sein, um
Wandel herbeizuführen, würde nicht funktionieren.

Gibt es auch positive Aussichten?

https://asiacentre.org/wp-content/uploads/Media-Freedom-in-Southeast-Asia-Repeal-Restrictive-Laws-Strengthen-Quality-Journalism.pdf
https://asiacentre.org/wp-content/uploads/Media-Freedom-in-Southeast-Asia-Repeal-Restrictive-Laws-Strengthen-Quality-Journalism.pdf
https://www.asienhaus.de/aktuelles/cambodias-national-internet-gateway-a-pretext-for-shrinking-digital-rights/


Regionale Zusammenarbeit zwischen Medienhäusern wie VOD
English und zivilgesellschaftlichen Organisationen wie dem Asia
Centre ist einer der Schlüsselfaktoren für die Stärkung einer
unabhängigen Onlinepresse. © James Gomez

Die politische Landschaft in Kambodscha verändert sich rapide, und untergräbt für wirtschaftliche
Entwicklung oft Rechte. Die so genannte konfrontative Frontlinie wird sich immer weiter
verschieben. Diejenigen, die jetzt noch behaupten, neutral zu sein, werden in einem solchen
Szenario bald zur Zielscheibe werden. Es wird weniger klare Beispiele wie die Oppositionsführer
Sam Rainsy oder Kem Sokha geben. Andere, weniger bekannte Personen und Organisationen,
werden die neuen Zielscheiben sein. Die Rolle Chinas ist in diesem Zusammenhang wichtig, denn je
mehr chinesische Investitionen nach Kambodscha fließen, desto mehr politische Kontrolle wird
Peking ausüben.

Das klingt jetzt aber nicht nach positiven Aussichten.

Aus meiner Sicht gibt es vier Gruppen von Menschen, die dazu beitragen können, die Medienfreiheit
in Kambodscha wiederzubeleben. Erstens können sich Journalist*innen, Medienorganisationen und
zivilgesellschaftliche Gruppen, die sich für die Pressefreiheit einsetzen, für Raum und Schutz für
unabhängige Medien einsetzen. Zweitens können die UN-Organisationen, die sich mit Fragen der
freien Meinungsäußerung befassen, und die verschiedenen UN-Menschenrechtsmechanismen, einen
Dialog mit Regierungsvertreter*innen führen, um unabhängige Medien zu fördern.

Drittens: Investitionen aus der Wirtschaft in mehr unabhängige Medienunternehmen, um einige der
verschwundenen zu ersetzen. Was Kambodscha braucht, sind ‚mutige Investitionen‘, damit
Journalist*innen und Medienorganisationen unabhängig arbeiten können. Viertens: die politischen
Parteien. Alle Parteien, die nächstes Jahr zu den Parlamentswahlen antreten, müssen eine Politik zur
Förderung unabhängiger Medien verfolgen, damit die Wähler*innen entscheiden können, wen sie
unterstützen wollen. Um das Recht auf eine freie Presse zu schützen, müssen die
Medienorganisationen außerdem mit anderen Redaktionen in der Region zusammenarbeiten. Ein
Anfang könnte zum Beispiel mit unabhängigen Nachrichtenhäusern aus Thailand, den Philippinen,
Indonesien und Malaysia gemacht werden.



Interview und Übersetzung aus dem Englischen von: Simon Kaack
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Simon Kaack studierte Human Rights Studies an der Universität Lund. Sein Fokus liegt auf der
Institutionalisierung von ASEAN sowie den politischen Systemen Festland-Südostasiens. Zudem ist er für
die YEP Academy tätig, die sich auf Youth Empowerment in Naturräumen spezialisiert. Er ist Mitglied im
Vorstand der Stiftung Asienhaus.
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„Das Regime steht kurz vor dem Bankrott“
By Simon Kaack
20. März 2024
Myanmar – Das Militär behauptet sich an der Macht, wird aber zunehmend von ethnischen
bewaffneten Gruppen unter Druck gesetzt. Fragen nach Staatsbürgerschaft und
Verfassungswesen für eine Zeit ‚nach der Junta‘ werden gestellt.
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„Die Zivilgesellschaft muss Aufklärungsarbeit leisten“
By Simon Kaack
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26. Februar 2024
Malaysia – Korruptionsskandale und gesellschaftliche Umbrüche haben das politische System
massiv transformiert. Große Gefahren bestehen jedoch in ethnischen Trennlinien und Online-
Populismus

3.

Staatskontrolle und Selbstzensur nehmen zu
By Simon Kaack
12. Januar 2023
Kambodscha brauche ‚mutige Investitionen‘, damit Medienschaffende unabhängig arbeiten
könnten, sagt James Gomez, Regionaldirektor des Asia Centre. Internationale
Organisationen sollten genau hinschauen, wen sie im Land unterstützen.

4.

Digitale Redefreiheit unter Beschuss
By Simon Kaack
27. Oktober 2022
Thailand – Online-Demokratie und digitale Rechte werden unter der Prayuth-Regierung massiv
angegriffen. Verleumdungs- und Cybergesetze werden als Waffen eingesetzt, um gegen
Aktivist*innen und Andersdenkende vorzugehen und sie zum Schweigen zu bringen.
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